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Teure Rolle
als Schutzmacht

B oris Pistorius ließ in
der jüngsten Sit-
zung des Verteidi-

gungsausschusses einen
kleinenSprengsatzexplo-
dieren. Nein, der Inhaber
der Befehls- und Kom-
mandogewalt tat es nicht
selbst. Er schickte einen
leitenden Beamten. Auch war der
Sprengsatz lediglich finanzpoliti-
scher Art. Doch er hatte es in sich.
Der SPD-Politiker ließ seinen

Beamten nämlich erklären, dass die
ständigeBundeswehr-Brigade in Li-
tauen bis zu zehn Milliarden Euro
kostenwerde–unddasalsAnschub-
finanzierung. Die laufenden Kosten
wie etwa jene fürs Personal sind da
noch gar nicht eingerechnet. Zehn
Milliarden Euro, das sind rund
zwanzig Prozent des laufenden und
ohnehin knappenWehretats.
Daraufhin äußerte sich Unions-

fraktionsvize Johann Wadephul in
einer Weise, die an ein in Pistorius'
und Wadephuls Jugendzeiten be-

Die Litauen-Brigade der BundeswehrwirdMilliarden
verschlingen –Die Finanzierung ist aber ungeklärt

Schutzmächten imKalten
Krieg. Pistorius erinnert
immer wieder daran, was
dasetwafürseineHeimat-
stadt Osnabrück bedeute-
te: Britische Soldaten ge-
hörten zum Stadtbild.
Sollte es früher oder spä-
ter zu einem russischen

Angriff auf das Baltikum kommen,
dann wären deutsche Soldaten
automatisch involviert. Tatsächlich
ist diese Kriegsgefahr heute größer,
als sie es bis 1989 war. Die eigene
Rolle als Schutzmacht ist ins Be-
wusstseinderDeutschennochnicht
eingesickert.
Offen ist zudem, ob der Verteidi-

gungsminister die 5000-köpfige
Truppe zusammenbekommt. Es gilt
das Prinzip der Freiwilligkeit, und
für die FrauenundMänner ist damit
die Entscheidung verbunden, ein
neues Leben zu beginnen. Deshalb
geht es in Litauen auch nicht allein
um Kasernen, sondern ebenso um
Jobs für die dazugehörigen Partner
sowieKindergärten und Schulen für
etwaige Kinder. Das Projekt ist eine
krasse Zäsur.
Pistorius' Botschaft war gewiss

auch im Bundesfinanzministerium
zu hören. Dort sollen in den nächs-
ten Wochen der Bundeshaushalt
2025 und die mittelfristige Finanz-
planungentstehen.DerBetragzehn
Milliarden Euro macht abermals
klar: Ohne neue Schulden wird bei-
des nicht gelingen. Die laufenden
Kosten der Litauen-Brigade werden
schließlich ebenfalls horrend sein.
Hinzu gesellen sich nötige Inves-

titionen in die Ankurbelung der
Wirtschaft, für Digitalisierung und
Klimaschutz. Verteidigungsminis-
terBorisPistoriuswill Finanzminis-
ter Christian Lindner (FDP) Beine
machen. Nur, ob der auch wirklich
bezahlt?
Die Brigade soll erst bis 2027 in

Dienstgestelltwerden.Legtmandie
Schwäche der Ampelkoalition und
die Umfragen zugrunde, dann wäre
der Verteidigungsminister in drei
Jahren wohl gar nichtmehr imAmt.
Im Übrigen ist die Verteilung der
Kosten mit Litauen nicht abschlie-
ßend geklärt. Boris Pistorius jeden-
falls folgteinerrichtigenIdee.Erhat
die Rechnung jedoch ohne denWirt
gemacht.Dasmussman ihmankrei-
den.

LEITARTIKEL

kanntesLiederinnert.Eshatdenbe-
rühmten Refrain: „Wer soll das be-
zahlen,werhatdasbestellt?Werhat
so viel Pinke-Pinke, wer hat so viel
Geld?“ Damit ist eine Kernfrage be-
rührt. Pistoriushat„das“ fraglos be-
stellt, alser imSommer2023ankün-
digte, rund 5000 Soldatinnen und
Soldatendauerhaft indemLandsta-
tionieren zu wollen, das an die rus-
sischeExklaveKaliningradundWla-
dimir Putins Vasallenstaat Belarus
grenzt.DochwersovielPinke-Pinke
hat und die Rechnung begleicht, ist
vollkommen unklar.
Die Summe führt den Deutschen

einmalmehrvorAugen,dassdievon
BundeskanzlerOlafScholzdiagnos-
tizierte Zeitenwende real ist – und
tatsächlich neue Zeiten angebro-
chen sind. Denn was die Bundes-
wehr im Nato-Frontstaat Litauen
künftig tun soll, ähnelt verblüffend
dem, was die Alliierten einst in
Westdeutschland taten: Die einsti-
gen Besatzungsmächte wurden zu

Macron imWahlkampf

D er gewählte Ort für
Emmanuel Ma-
crons Grundsatzre-

de zu Europawar kein Zu-
fall, genauso wenig wie
der Zeitpunkt. In der re-
nommierten Pariser Uni-
versität Sorbonne hatte
Frankreichs Präsident be-
reits imHerbst 2017 eine vielbeach-
tete, da höchst ambitionierte An-
sprache zu seiner Vision von der EU
gehalten.
Manche seiner damaligen Vor-

schläge wie jener eines gemeinsa-
menFinanzministersderEuro-Zone

Mit Europa-Redewill der Präsident Punktemachen

verpufften. Auch die damals ver-
sprochene „Neugründung Europas“
erwies sich als Worthülse. Immer
wieder irritierteMacronstattdessen
mit Alleingängen oder nicht abge-
stimmten Vorstößen. Dennoch
wirkte er zweifellos seit 2017als Im-
pulsgeber imKreisder27.Wer,wenn
nicht er?

KOMMENTAR

Indem er früh mehr Sou-
veränität und Unabhän-
gigkeit derEU forderte, ob
in Fragen der Verteidi-
gungoder der Energiever-
sorgung, zeigte sich Ma-
cron visionär. Zu seinen
größten europapoliti-
schen Erfolgen zählt, Ber-

lin im Sommer 2020 zur Aufnahme
gemeinsamer Schulden überzeugt
zu haben, um einen Wiederaufbau-
plannachderPandemiezufinanzie-
ren. Sein Interesse ist es heute, das
zu unterstreichen.
Denn der Präsident befindet sich

imWahlkampf–daserklärtdenZeit-
punktderRede.SeineParteiRenais-
sancesteht inUmfragenschlechtda.
Eine echte Trendwende scheint
nicht in Sicht. Macron hat längst
nicht mehr denselben Rückhalt in
der Bevölkerung wie vor sieben Jah-
ren, etliche haben sich desillusio-
niert oder wütend abgewendet. An
seineleidenschaftlichen,stetsüber-
langen Reden haben sich die Men-
schen gewöhnt.
Indem er große Erwartungen

weckt, droht die Gefahr zu enttäu-
schen – so wichtig es bleibt, pro-
europäisches Engagement zu ver-
körpern. Und das kann Macron wie
kaum ein anderer.

„Woelki zieht eine Pilatus-Nummer ab“

MelanieF., PflegetochterundMiss-
brauchsopferdes2022zuzwölf Jah-
ren Haft verurteilten ehemaligen
PriestersHansUe.,klagtauf850 000
Euro Schmerzensgeld gegen das
ErzbistumKöln. Sie sieht dieKirche
in Amtshaftung für die Verbrechen
des Geistlichen. Das Erzbistum ar-
gumentiert, die Taten seien ohne
einen ersichtlichen „Zusammen-
hang mit (kirchlichen) Dienst-
pflichten“ begangen worden. Die
Verhandlung vor dem Landgericht
KölnistwegenUrlaubsderBistums-
vertreterin auf den 2. Juli verscho-
benworden.

Herr Professor Lüdecke, kann
manKardinalRainerWoelkioder
seine Vorgänge allen Ernstes in
Haftungfürallesnehmenwollen,
waseinGeistlichertutoder lässt?
Oder gar eine Rundumkontrolle
erwarten?
Wenn Sie so anfangen, führt das di-
rekt auf eine völlig falsche Spur.

Warum?
Weil ein x-beliebiger Arbeitgeber
natürlich nicht verpflichtet ist, das
Privatleben seiner Belegschaft zu
kontrollieren oder dafür geradezu-
stehen.EinPriesteristaberkeinAn-
gestellter mit Bürozeiten von neun
bis fünf.Vielmehr gehört er vonder
Weihe an einem eigenen Stand an,
dem Klerus. Als Kleriker und vor-
gängig zu irgendeinem konkreten
KirchenamtübernimmtderPriester
unwiderruflich, unteilbar und un-
unterbrochen bestimmte Standes-
pflichten, die ihn umfänglich bin-
den, rundumdieUhr, ausnahmslos.

Aber auch Priester haben ihren
freien Tag. Sie nehmen Urlaub.
Sie kaufen ein, besuchen Freun-
de, gehen ins Fitness-Studio, ins
Theater oder ins Kino. Das sind
dochkeineDienstzeiten.
Doch, das sind sie sehr wohl. Ein
Pfarrer hat Urlaub, aber als Priester
bleibt er im Dienst. Das ist gerade
derCloudeskatholischenVerständ-
nisses von der Berufung in den Kle-
rikerstand: Priester zu sein ist eine
Lebensform, ist permanenter
Dienst, völlige Verfügbarkeit. Der
kirchenamtliche Signalbegriff lau-
tet„Ganzhingabe“.Ebendeshalb ist
auch der Zölibat als Standespflicht
nichtnurderVerzichtaufgelebteSe-
xualität, sondernebenauchaufEhe
undFamilie.

Selbst wenn die Kirche das so
sieht.Warumsolltesicheinstaat-
liches Gericht dieser Amtsvor-
stellunganschließen?
Eskanngarnichtanders.DieKirche
hat – vom Grundgesetz verbrieft –
dasRechtzurselbstbestimmtenRe-
gelung ihrer internen Angelegen-
heiten.Dazugehörtganzgewissdie
Ausgestaltung ihrer Ämter. Der
Staat darf da nicht hineinreden, er
kann aber auch nicht davon abse-
hen. Im Zweifel muss sich ein Ge-

In der SchmerzensgeldklageeinesMissbrauchsopfers gegendas ErzbistumKöln
geht es umdie Frage, ob Priester HansUe. in seiner Freizeit zumTäterwurde

richt erkundigen, welche Auffas-
sung vom sogenannten geistlichen
Amt oder dem „Amtspriestertum“
dieKircheselbsthat.Wennfürsiedie
totale Verfügbarkeit den Priester
ausmacht, dann hat das Gericht ge-
naudies zumMaßstab zunehmen.

Die Anwälte des Erzbistums
selbst argumentieren im Fall des
Serientäters Ue., der Priester ha-
bedieMissbrauchstateninseiner
Freizeit begangen.
Es ist geradezu unverfroren, dass
KardinalWoelkieinesolcheTrickse-
reiinseinemNamenvortragenlässt.
Mag sein, dass seinen Anwälten die
theologischeundkirchenrechtliche
Expertise fehlt. Aber wenn der Erz-
bischof ihnen so etwas durchgehen
lässt, ist das faktisch eine Irrefüh-
rung des Gerichts. Damit wird vor
denSchrankenderweltlichen Justiz
die Flucht der Kirche vor ihrer Ver-
antwortungimMissbrauchsskandal
fortgesetzt.

Jetzt holen Sie aber mit der ganz
großenKeule aus.
Überhaupt nicht. Es ist die Kirche,
die ein strahlend-hehres Idealbild
vom Priesteramt vorstellt, das die
KlerikerzugleichmiteinerAuramo-
ralischer Integrität versehenhat. Es
istdieKircheinPersondesBischofs,
die ihre Priester „von Amts wegen“
in eine Autoritätsposition gegen-
über Kindern und Jugendlichen
bringt. Ein Sexualtäter wie der frü-
herePriesterUe.konntedasausnut-
zen. Aber dann geht die Kirche und
hiernamentlichKardinalWoelkihin
undziehtdiesePilatus-Nummerab,
indem er die Amtshaftung der Kir-
che bestreiten lässt mit dem Argu-
ment:„War doch alles Freizeit!“

Der damalige Priester Ue. hatte
auch das Sorgerecht für Mela-
nie F. und einen zwei Jahre älte-
ren Jungen bekommen. Das Erz-
bistumargumentiert,daswarSa-
chedes Jugendamts.
Unsinn! Als das Jugendamt dem
Priester Ue. das Sorgerecht zu-
sprach,hatteessichamKindeswohl
zu orientieren. Nunmussman aber
sehen: Das Ganze spielte Ende der
1970er,Anfangder1980erJahre.Die
staatliche Behörde wird damals
einem „Mann der Kirche“ mit eben
jenem Vertrauensvorschuss begeg-
net sein, den die Kirche für ihre
Priester beansprucht hat. Heute
wissen wir: zu Unrecht. Aber schon

INTERVIEW

damalswar esnichtAufgabedes Ju-
gendamts, zu gewährleisten, dass
die Übernahme der Pflegschaft von
kirchlicher Seite ausreichend ge-
stützt und abgesichert ist. Diese
Pflicht lag beim damaligen Erzbi-
schof, Kardinal Joseph Höffner. Er
hätte schauenmüssen, ob dieÜber-
nahme des Sorgerechts für ein
zwölfjähriges Mädchen überhaupt
mit den priesterlichen Standes-
pflichten vereinbar ist.

UndSiewürden sagen:Nein?
Es liegt auf der Hand, dass das el-
ternähnliche Zusammenleben
einesPriestersmiteinerZwölfjähri-
genundeinemweiterenminderjäh-
rigenKindinSpannung,wennnicht
imWiderspruch zur Zölibatspflicht
steht. Deshalb hat derVatikan 2004
eigens klargestellt, dass Klerikern
die Adoption vonKindern verboten
ist.DassHöffnerseinerzeitdieÜber-
nahme des Sorgerechts überhaupt
erlaubt hat, ist schon völlig unver-
ständlich. Und dann sorgt er nicht
einmal ansatzweise für eine ange-
messeneBegleitungundBeaufsich-
tigung–das ist höchst fahrlässig.

Kann man eigentlich sagen, wie
es der Anwalt vonMelanie F. tut,
die Pflegekinder seien weniger
dem Pflegevater als der Institu-
tion Kirche in Obhut gegeben
worden?
Absolut. Die Vertrauenswürdigkeit
undZuverlässigkeit,dieeinPriester
ausstrahlt, beruhen auf der Autori-
tät der Institution. Schon deshalb
wäre die Kirche verpflichtet, ganz
genau darauf zu achten, dass ihre
Strukturen nicht Anlass zu Autori-
tätsmissbrauch geben.

DasstehtvordemKölnerLandge-
richtnicht zurDebatte.
In der Konsequenz schon. Verant-
wortungistdieGrundlagejederAuf-
arbeitung.WasKardinalWoelkizur-
zeit betreibt, ist Aufarbeitungssa-
botage ersterGüte.Unddie übrigen
deutschen Bischöfe können sich
ihre ganze Rhetorik dazu sparen,
wennsieihrenKölnerMitbruderauf
dieser Schiene weiterfahren lassen.
Aberbislangschweigensiedazube-
redt.

Inwiefernberedt?
Na ja, ich befürchte: Die übrigen
deutschenBischöfe lassen den„bö-
sen Woelki“ das jetzt vor Gericht
durchziehen. Und wenn er damit
durchkommt, also kein Schmer-
zensgeld zahlen muss, dann war’s
das füralle.Dannwerdensichsämt-
licheBischöfe auf Köln berufen und
weiterenBetroffenenebenfallsEnt-
schädigungen verweigern. Sobald
jemand mit Ansprüchen kommt,
hohen Ansprüchen gar, werden die
guten Hirten ganz schnell un-
freundlich.

DasGespräch führte
JoachimFrank
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Thomas Plaßmann

MAILAND Der Skandal, der die ext-
reme Rechte der Alternative für
Deutschland heimgesucht hat, ist
gigantisch.DiePartei ist inhöchster
Alarmstufe oder besser gesagt im
Modus der Schadensbegrenzung.
Bleibt die Frage: Wie sehr wird der
Skandal der AfD schaden?Nach den
Pro-Demokratie-Demonstrationen
indiesemWinter istdieParteiauf16
Prozent gesunken. Nichtsdesto-
trotz liegt sie bei den 14- bis 29-Jäh-
rigenanersterStelleundhataufTik-
Tok die meisten Anhänger. Wahr-
scheinlich wird sie sich wie in der
Vergangenheit verhalten, die
Schuld abwälzen und zwischen Op-
ferrolle und Verschwörung hin und
her schwanken.

Der laueUmgang der AfD
mitMaximilian Krah

entlarvt die Parteispitze

PRESSESCHAU

COTTBUS Maximilian Krah droht
der AfD ihren Europawahlkampf zu
verhageln, noch bevor er offiziell
begonnenhat. Für dieRechten ist es
bereits ein eingeübtes Spiel, sich
gegen Kritik und Vorwürfe aus den
Medien oder von Behörden, sei sie
auchnochso fundiertundgründlich
zusammengetragen, zu wehren. Sie
suhlen sich einfach in der Opferrol-
le. Doch gegen eine Institution wie
den Generalbundesanwalt hat die
AfD weder juristisch noch politisch
eine Chance. Sie versucht (bisher)
noch nicht einmal, die Vorwürfe
kleinzureden. Spionage für eine for-
mal ja immer noch kommunistische
Supermacht?Soverbreitet derAnti-
Amerikanismus in der AfD auch ist,
das können Politiker einer Partei,
die sich selbst für wahnsinnig pat-
riotischhält, ihrenAnhängernbeim
bestenWillen nicht erklären.

Wenn der nicht extremistische Teil
der AfD recht hätte, dass die Partei
den Etablierten moralisch überle-
gen sei, weil siewahre Patriotenmit
weißer Weste versammele, müsste
es ein Leichtes sein, reinen Tisch zu
machen. Im lauen Umgang mit
KrahsHallodri-KursgegenüberChi-
na undRussland zeigt sich stattdes-
sen die ganze Doppelmoral der AfD,
wenndennvonMoral nochdieRede
sein kann. Dass sie nun wehklagt,
Regierung und Parteien fielen über
sie her, ist ein schlechter Scherz an-
gesichts der Keulen, mit denen die
AfD unterwegs ist. Stört es ihre
Wähler, dass sie so verkommen ist?
Leider viel zu wenige. Denn sie wis-
sen nicht, was sie tun.

MARKUSDECKER
ksta-politik@
kstamedien.de

BIRGITHOLZER
ksta-politik@
kstamedien.de

NORBERT LÜDECKE
war von 1998 bis 2022 Professor für
Kirchenrecht an derUniversität Bonn.

ZumFall vonMelanie F. hat er
auf Bitten ihres Anwalts eine
gutachterliche Stellungnahme

für das Landgericht Köln verfasst

Pistorius will
Finanzminister

Lindner Beine machen. Ob
der auch wirklich bezahlt?

Macron hat längst
nicht mehr

denselben Rückhalt
wie vor sieben Jahren


